
5 K 717/15.KO 

VERWALTUNGSGERICHT 
KOBLENZ 

URTEIL 

IM NAMEN DES VOLKES 

In dem Verwaltungsrechtsstreit 

 

 

 

*** 

 

 

 

w e g e n  Nebentätigkeit 

 

hat die 5. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz aufgrund der mündlichen 
Verhandlung vom 13. November 2015, an der teilgenommen haben 

Präsident des Verwaltungsgerichts Dr. Geis 
Richter am Verwaltungsgericht Holly 
Richter Dr. Habermann 
ehrenamtliche Richterin Kauffrau Hoernchen 
ehrenamtlicher Richter Beigeordneter a.D. Mecking 

für Recht erkannt: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Die Klägerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 

Veröffentlichungsfassung! 
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Tatbestand 

 

Die Beteiligten streiten um die teilweise Rückforderung einer Nebentätigkeitsver-

gütung.  

 

Die Klägerin steht als Beamtin im Dienst des beklagten Landes. Sie bekleidet das 

Statusamt einer Sozialoberinspektorin (Besoldungsgruppe A 10) und ist als Be-

währungshelferin bei dem Landgericht *** tätig. Seit mehreren Jahren übt sie eine 

genehmigte Nebentätigkeit als Dozentin an der Hochschule *** aus. Der Lehrauf-

trag der Klägerin umfasst im Fachbereich Sozialwissenschaften (Studiengang 

„Bachelor of Arts: Soziale Arbeit“) auch die Betreuung von Seminargruppen wäh-

rend des praktischen Studiensemesters.    

 

Unter dem 3. Februar 2014 teilte die Klägerin ihrem Dienstherrn mit, im Kalender-

jahr 2012 habe sie aus ihrer Tätigkeit als Dozentin an der Hochschule *** eine 

Vergütung in Höhe von 6.122,16 € erhalten. Sie legte zudem eine Bescheinigung 

der Hochschule *** vom 31. Juli 2014 vor, wonach sich die Dozententätigkeit ins-

besondere auf solche Absolvierende erstrecke, die sodann im öffentlichen Dienst 

des Landes Rheinland-Pfalz als Sozialarbeiter/innen oder Sozialpädagogen/innen 

eingestellt würden.  

 

Mit Bescheid vom 27. Februar 2015 forderte der Präsident des Oberlandesge-

richts *** die Klägerin auf, von der im Kalenderjahr 2012 erhaltenen Nebentätig-

keitsvergütung einen Betrag in Höhe von 1.726,16 € an die Landesjustizkasse 

Mainz abzuliefern. Die Nebentätigkeitsvergütung in Höhe von 6.122,16 € überstei-

ge nach Abzug der anerkannten Aufwendungen in Höhe von 96,00 € die jährliche 

Vergütungshöchstgrenze von 4.300,00 €. Von der Rückforderung könne auch 

nicht abgesehen werden, da ein Ausnahmetatbestand vorliegend nicht ersichtlich 

sei. Insbesondere könne sich die Klägerin nicht auf § 9 Nr. 2 Nebentätigkeitsver-
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ordnung (NebVO) berufen, weil ihre Tätigkeit an der Hochschule *** nicht aus-

schließlich der Ausbildung des Nachwuchses des Dienstherrn diene. 

 

Gegen den Rückforderungsbescheid vom 27. Februar 2015 legte die Klägerin un-

ter dem 12. März 2015 Widerspruch ein und machte geltend, allein sechs Studie-

rende ihrer Lehrveranstaltungen seien in den vergangenen Jahren bei dem Land-

gericht *** als Bewährungshelfer eingestellt worden. Eine Aus- bzw. Fortbildung 

von Nachwuchs des Dienstherrn liege damit vor. Dies könne auch der Honorar-

vereinbarung vom 19. März 2014 entnommen werden, die sie mit dem Landesamt 

für Soziales, Jugend und Versorgung geschlossen habe. Danach erfolge die Be-

treuung des praktischen Studiensemesters im Rahmen des „Sozialpädagogischen 

Fortbildungszentrums“. Es sei unerheblich, dass die Hochschule *** nicht aus-

schließlich auf die Ausbildung von Nachwuchs für das Land ausgerichtet sei. 

 

Der Widerspruch wurde mit am 14. Juli 2015 zugestelltem Widerspruchsbescheid 

vom 10. Juli 2015 zurückgewiesen. Eine Ausnahme von der Ablieferungspflicht 

liege nicht vor, da die Lehrtätigkeit der Klägerin keine Ausbildung des Nachwuch-

ses des Dienstherrn im Sinne von § 9 Nr. 2 NebVO darstelle. Dies ergebe sich 

bereits aus der Verweisung des § 9 Nr. 2 NebVO auf § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 Lan-

desbeamtengesetz. Damit werde auf den Personenkreis der Beamten Bezug ge-

nommen, dessen Ausbildung durch den klassischen Vorbereitungsdienst gekenn-

zeichnet sei. Eine vergleichbare Ausbildung erfolge an der Hochschule *** hinge-

gen nicht, da den Studierenden nach Abschluss der Ausbildung verschiedene be-

rufliche Perspektiven offen stünden. Nicht jeder Studierende betreibe das Studium 

mit dem Ziel, später eine Tätigkeit im öffentlichen Dienst aufzunehmen. Auch das 

Hochschulgesetz unterscheide zwischen Universitäten und allgemeinen Fach-

hochschulen sowie den staatlichen Fachhochschulen, deren Ausbildungsgänge 

ausschließlich auf den öffentlichen Dienst ausgerichtet seien. Schließlich mache 

die Begründung zur Nebentätigkeitsverordnung deutlich, dass die Ausnahme von 

der Ablieferungspflicht nur bei der Referendar- und Anwärterausbildung im Rah-

men eines Vorbereitungsdienstes eingreife.  
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Die Klägerin hat am 12. August 2015 Klage erhoben. Der Ausnahmebestimmung 

des § 9 Nr. 2 NebVO lasse sich keine Aussage entnehmen, wonach die Nebentä-

tigkeit ausschließlich auf die Ausbildung des Nachwuchses des Dienstherrn aus-

gerichtet sein müsse. Daher brauche nicht jeder Studierende der Hochschule *** 

sein Studium mit dem Ziel zu beginnen oder zu betreiben, später eine Tätigkeit im 

öffentlichen Dienst aufzunehmen. Ohne die staatliche Anerkennung, die bei dem 

Sozialpädagogischen Fortbildungszentrum gerade erlangt werden könne, sei eine 

Tätigkeit als Sozialarbeiter im öffentlichen Dienst auch nicht möglich. Der Beklagte 

habe daher ein Interesse an ihrer Nebentätigkeit. Dies gelte auch deshalb, weil sie 

sich selbst durch ihre Tätigkeit zusätzlich qualifiziere. Das von dem Beklagten 

herangezogene Hochschulgesetz sei schließlich für die vorliegende Rechtsfrage 

irrelevant.  

 

Die Klägerin beantragt, 

den Bescheid vom 27. Februar 2015 in der Gestalt des Widerspruchsbe-

scheides vom 10. Juli 2015 aufzuheben.  

 

Der Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

 

Er nimmt Bezug auf den Widerspruchsbescheid und führt ergänzend aus, die Be-

gründung des Entwurfs der Nebentätigkeitsverordnung umschreibe den Privilegie-

rungstatbestand der ablieferungsfreien Nebentätigkeit abschließend. Danach be-

stehe an der qualifizierten Referendar- und Anwärterausbildung im Rahmen eines 

Vorbereitungsdienstes ein erhebliches dienstliches Interesse. Ein darüber hinaus-

gehender Personenkreis sei nicht von § 9 Nr. 2 NebVO erfasst. Die mit der Ne-

bentätigkeit verbundene eigene Weiterqualifikation der Klägerin sei für die Frage 

der Ablieferungspflicht ohne Bedeutung. 
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die zwi-

schen den Beteiligten gewechselten Schriftsätze sowie die beigezogenen Verwal-

tungs- und Widerspruchsvorgänge (ein Heft Personalakten) Bezug genommen. 

Sämtliche Unterlagen waren Gegenstand der mündlichen Verhandlung. 

 

 

Entscheidungsgründe 

 

Die Klage ist zulässig, aber unbegründet. 

 

Der Leistungsbescheid vom 27. Februar 2015 in der Gestalt des Widerspruchsbe-

scheides vom 10. Juli 2015 ist rechtmäßig und verletzt die Klägerin daher nicht in 

ihren Rechten, § 113 Abs. 1 Satz 1 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). 

 

Die Entscheidung über die teilweise Rückforderung der Nebentätigkeitsvergütung 

findet ihre rechtliche Grundlage in § 86 Satz 2 Nr. 4 Landesbeamtengesetz (LBG) 

i. V. m. § 8 Abs. 1 Nebentätigkeitsverordnung (NebVO) in der Fassung vom 

2. Februar 1987 (GVBl. 1987, 31). Denn die Klägerin übte im Jahr 2012 eine dem 

Grunde nach ablieferungspflichtige Nebentätigkeit aus (I.), deren Vergütung auch 

nicht ausnahmsweise von der Ablieferungspflicht ausgenommen ist (II.). 

 

I. Nach § 8 Abs. 1 Satz 1 NebVO hat der Beamte Vergütungen für eine oder meh-

rere Nebentätigkeiten im öffentlichen oder ihm gleichstehenden Dienst insoweit an 

seinen Dienstherrn im Hauptamt abzuliefern, als sie für die im Kalenderjahr aus-

geübten Nebentätigkeiten insgesamt die in § 7 Abs. 2 Satz 1 genannten Höchst-

grenzen übersteigen. Für die Besoldungsgruppe der Klägerin (A 10) ergibt sich 

aus der vorstehenden Bestimmung eine Höchstgrenze von 4.300,00 €, die – ab-

züglich der im Bescheid anerkannten Aufwendungen in Höhe von 96,00 € – vor-

liegend um den Rückforderungsbetrag überschritten wird. Die Regelung über die 

Ablieferung von Vergütungen für Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst ist dabei 
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getragen von der Erwägung, ein Überhandnehmen von Nebenbeschäftigungen 

zum Nachteil des Hauptamtes und Doppelzahlungen aus öffentlichen Haushalten 

zu vermeiden (vgl. BVerwG, Urt. v. 03.07.2003 – 2 C 17.02 –, juris, Rn. 12, 15; 

OVG Rh.-Pf., Urt. v. 19.03.2002 – 2 A 11842/01.OVG –, esovgrp; Urt. 

v. 28.11.2001 – 2 A 11037/01.OVG –, esovgrp). Die tatbestandlichen Vorausset-

zungen der §§ 8 Abs. 1, 7 Abs. 2 NebVO – hiervon gehen auch die Beteiligten 

zutreffend aus – sind vorliegend erfüllt. 

 

II. Die Klägerin kann für sich auch keine Ausnahme von der Ablieferungspflicht 

nach § 9 NebVO beanspruchen. Die Voraussetzungen der hier allein in Betracht 

zu ziehenden Nummer 2 des § 9 NebVO liegen nicht vor. Nach der Bestimmung 

müssen Vergütungen für die Ausbildung des Nachwuchses für Dienstherrn gemäß 

§ 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 LBG sowie die Fortbildung der Beschäftigten dieser 

Dienstherrn nicht abgeliefert werden. Die von der Klägerin ausgeübte Tätigkeit als 

Dozentin an der Hochschule *** im Fachbereich Sozialwissenschaften (Studien-

gang „Bachelor of Arts: Soziale Arbeit“) stellt aber keine Ausbildung des Nach-

wuchses für Dienstherrn im Sinne von § 9 Nr. 2 NebVO dar. Einem solchen Ver-

ständnis steht die Eigenschaft von § 9 als Ausnahmevorschrift (1.) ebenso wie die 

historische Auslegung der Norm (2.) entgegen. 

 

1. Der Katalog des § 9 Nrn. 1 bis 3 NebVO privilegiert solche Tätigkeiten, die – in 

verschiedenen Ausprägungen – der staatlichen Sphäre zugutekommen. Es han-

delt sich dabei um Ausnahmen von der nach § 8 Abs. 1 NebVO regelmäßig be-

stehenden Ablieferungspflicht. § 9 Nr. 1 NebVO betrifft die Tätigkeit als Sachver-

ständiger in gerichtlichen Verfahren, § 9 Nr. 3 NebVO umfasst im Wesentlichen 

Gutachtertätigkeiten für juristische Personen des öffentlichen Rechts. Ebenso wie 

die vorgenannten Regelungen enthält auch der Wortlaut von § 9 Nr. 2 NebVO kei-

ne Einschränkung dahingehend, dass auch nur teilweise dem staatlichen Bereich 

dienende Tätigkeiten von der Privilegierung erfasst werden. Solche Tätigkeiten 

sind im abschließenden Katalog der Ausnahmetatbestände des § 9 NebVO nicht 

aufgeführt und dürfen in diesen auch nicht hineininterpretiert werden; § 9 NebVO 

ist als Ausnahmevorschrift vielmehr eng auszulegen (vgl. hierzu auch  

OVG Rh.-Pf., Urt. v. 09.08.2002 – 2 A 10553/02 –, juris, Rn. 28).  
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2. Ein enges Verständnis ergibt sich auch aus der Entstehungsgeschichte des § 9 

NebVO in seiner aktuellen Fassung. Nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 NebVO in der Fassung 

vom 21. Dezember 1964 (GVBl. 1964, 241) waren Vergütungen für die Ausübung 

eines Lehramtes an einer öffentlichen Hochschule noch von der Ablieferungs-

pflicht ausgenommen. In Anknüpfung an das Landesgesetz zur Begrenzung von 

Nebentätigkeiten vom 27. Oktober 1986 (GVBl. 1986, 286, vgl. auch LT-Drucks. 

10/2238) hat der Verordnungsgeber die bisherige generelle Privilegierung der 

akademischen Lehrtätigkeit aber aufgegeben (vgl. OVG Rh.-Pf., Urt. 

v. 09.08.2002, a. a. O., Rn. 28; Beschl. v. 14.06.2005 – 2 A 10109/05.OVG –). 

Durch diese Regelung sollte die Bereitschaft zur Übernahme eines Lehramtes an 

einer öffentlichen Hochschule durch unattraktive Gestaltung der Vergütungsrege-

lung gedämpft werden (vgl. OVG Rh.-Pf., Urt. v. 28.11.2001, a. a. O.). Dieser 

rechtspolitischen Zielsetzung stünde ein weites Verständnis des § 9 Nr. 2 NebVO 

entgegen. Würde man die Vorschrift nicht eng auslegen und keine ausschließliche 

Ausbildung des Nachwuchses des Dienstherrn fordern, fiele faktisch die gesamte 

akademische Lehrtätigkeit unter den Ausnahmetatbestand. Denn es lässt sich für 

nahezu keine Fachrichtung generell ausschließen, dass Absolventen später eine 

Tätigkeit im öffentlichen Dienst aufnehmen. Ein so weitgehender Anwendungsbe-

reich der Privilegierung war aber, wie erwähnt, vom Verordnungsgeber gerade 

nicht gewollt. 

 

Soweit die Klägerin schließlich mit Blick auf die Bescheinigung der Hochschule *** 

vom 31. Juli 2014 sowie die Honorarvereinbarung vom 19. März 2014 vorträgt, ein 

erheblicher Anteil ihrer ehemaligen Studierenden habe nach Abschluss der Aus-

bildung zum (staatlich anerkannten) Sozialarbeiter/in bzw. Sozialpädagoge/in eine 

Tätigkeit im öffentlichen Dienst – teilweise sogar als Bewährungshelfer/innen am 

Landgericht *** – aufgenommen, kann sie hieraus nichts für sich herleiten. Eine 

solche Differenzierung im Rahmen des § 9 Nr. 2 NebVO wäre mit erheblichen Un-

sicherheiten in der Rechtsanwendung verbunden: Es bedürfte zunächst der Klä-

rung, wie viele Absolvierende eines Semesters in den öffentlichen Dienst über-

nommen werden müssten, um von einer Ausbildung des „Nachwuchses des 

Dienstherrn“ zu sprechen. Zum anderen wäre zu berücksichtigen, dass die Neben-
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tätigkeitsvergütung zeitnah an den Dienstherrn abzuführen ist (vgl. § 8 Abs. 3 

NebVO). Zu diesem Zeitpunkt wird aber häufig noch offen sein, wie viele Absolvie-

rende aus der jeweiligen Lehrveranstaltung bereits im öffentlichen Dienst einge-

stellt wurden oder aber eine solche Tätigkeit – etwa aufgrund der jeweiligen Ein-

stellungssituation – erst später (oder überhaupt nicht) aufnehmen. Letztlich kann 

die Frage nach der Ausgestaltung eines solchen Abgrenzungskriteriums aber da-

hinstehen, da dieser Weg vom Verordnungsgeber ersichtlich nicht beschritten 

worden ist.   

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO; der Ausspruch zur vorläu-

figen Vollstreckbarkeit des Urteils wegen der Kosten beruht auf § 167 VwGO. 

 

Gründe, die Berufung zuzulassen (§§ 124, 124 a VwGO), liegen nicht vor.  
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Rechtsmittelbelehrung 

Die Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils die 
Zulassung der Berufung durch das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz be-
antragen. Dabei müssen sie sich durch einen Rechtsanwalt oder eine sonstige 
nach Maßgabe des § 67 VwGO vertretungsbefugte Person oder Organisation ver-
treten lassen.  

Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht Koblenz, Deinhardpassage 1, 56068 
Koblenz, schriftlich oder in elektronischer Form zu stellen. Er muss das angefoch-
tene Urteil bezeichnen.  

Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils sind die Gründe darzu-
legen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. Die Begründung ist, soweit sie nicht 
bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, bei dem Oberverwaltungsgericht 
Rheinland-Pfalz, Deinhardpassage 1, 56068 Koblenz, schriftlich oder in elektroni-
scher Form einzureichen.  

Die elektronische Form wird durch eine qualifiziert signierte Datei gewahrt, die 
nach den Maßgaben der Landesverordnung über den elektronischen Rechtsver-
kehr mit den öffentlich-rechtlichen Fachgerichtsbarkeiten vom 9. Januar 2008 
(GVBl. S. 33) in der jeweils geltenden Fassung zu übermitteln ist. 

Die Berufung kann nur zugelassen werden, wenn 

1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen, 

2. die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten 
aufweist, 

3. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 

4. das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bun-
desverwaltungsgerichts, des gemeinsamen Senats der obersten Gerichts-
höfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf 
dieser Abweichung beruht oder 

5. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensman-
gel geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen 
kann. 

  

 

 

gez. Dr. Geis gez. Holly gez. Dr. Habermann 
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Beschluss 

 

Der Wert des Streitgegenstandes wird gem. §§ 52 Abs. 3, 63 Abs. 2 Ge-
richtskostengesetz (GKG) auf 1.726,16 € festgesetzt. 

 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diese Entscheidung steht den Beteiligten und den sonst von der Entschei-
dung Betroffenen die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht Rheinland-
Pfalz zu, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200,00 € übersteigt. 

Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn sie innerhalb von sechs Monaten, nach-
dem die Entscheidung zur Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren 
sich anderweitig erledigt hat, eingelegt wird. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Koblenz, Deinhardpassage 1, 
56068 Koblenz, schriftlich, in elektronischer Form oder zu Protokoll der Ge-
schäftsstelle einzulegen.  

Die elektronische Form wird durch eine qualifiziert signierte Datei gewahrt, die 
nach den Maßgaben der Landesverordnung über den elektronischen Rechtsver-
kehr mit den öffentlich-rechtlichen Fachgerichtsbarkeiten vom 9. Januar 2008 
(GVBl. S. 33) in der jeweils geltenden Fassung zu übermitteln ist. 

 

   

gez. Dr. Geis gez. Holly gez. Dr. Habermann 
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